
 

  

S 1 KA 1810/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
Abteilung 5
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Zusatzbudget, Erweiterung,

dermatologische Lasertherapie,
Zulassungsbezirk, Fachgebiet,
Kernbereich, bedarfsabhängiges
Zusatzbudget, Härtefall, besonderer
Versorgungsbedarf, Feuermal

Leitsätze Kein Anspruch auf Erweiterung eines
Zusatzbudgets bei geringer Fallzahl,
wenn ein Arzt Spezialbehandlungen (hier:
dermatologische Lasertherapie) bei
Patienten durchführt, die überwiegend
außerhalb des Zulassungsbezirks
wohnen, und er im Zulassungsbezirk nicht
den Kernbereich seines Fachgebiets mit
anbietet.
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1. Instanz

Aktenzeichen S 1 KA 1810/99
Datum 07.06.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KA 3281
Datum 31.07.2002

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 7.
Juni 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Der KlÃ¤ger hat der Beklagten auch die Aufwendungen fÃ¼r das
Berufungsverfahren zu erstatten.

                             1 / 14



 

Tatbestand:

Streitig ist die Erweiterung des Zusatzbudgets "Dermatologische Lasertherapie".

Der KlÃ¤ger ist als Hautarzt in B. niedergelassen und zur vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung zugelassen.

Mit Bescheid vom 11. Juni 1997 gewÃ¤hrte ihm die Beklagte mit der EinfÃ¼hrung
der Praxisbudgets zum 1. Juli 1997 das bedarfsabhÃ¤ngige Zusatzbudget
"Dermatologische Lasertherapie" fÃ¼r die GebÃ¼hrennummern (Geb.-Nrn.) 2173,
2174 und 2175 EBM (Anm.: die Geb.-Nr.2173 wurde zum 1. Oktober 1999 im EBM
gestrichen).

Mit Schreiben vom 24. Juni 1997 machte der KlÃ¤ger geltend, dass die fÃ¼r das
Zusatzbudget vorgesehene Fallpunktzahl von 485 zu gering sei, weil er aufgrund
der Behandlung von sehr groÃ�en Naevi flammei wegen des hohen Anteils der
Geb.-Nr. 2175 EBM derzeit fÃ¼r das Quartal I/97 auf eine Fallpunktzahl von 2.397
gekommen sei und fÃ¼r das Quartal II/97 wegen weiterer Zunahme dieser FÃ¤lle
auf eine Fallpunktzahl von etwa 2.663 kommen werde.

Mit Bescheid vom 23. Juli 1997 lehnte die Beklagte unter anderem eine ErhÃ¶hung
der Fallpunktzahl fÃ¼r "Dermatologische Lasertherapie" ab, weil im Vergleich zu
den Fachkollegen beim KlÃ¤ger keine besondere Versorgungssituation in der Weise
erkennbar sei, dass von ihm die Dermatologische Lasertherapie Ã¼berproportional
sichergestellt werden mÃ¼sse. Den am 31. Juli 1997 eingegangenen Widerspruch
wies der Vorstand der Beklagten mit Widerspruchsbescheid vom 11. Februar 1998
zurÃ¼ck.

Mit Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 7. Oktober 1998 (Az.: S 1 KA 678/98)
wurde die Beklagte verurteilt, Ã¼ber den Antrag des KlÃ¤gers auf Anhebung der
Fallpunktzahl fÃ¼r das Zusatzbudget "Dermatologische Lasertherapie" unter
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts einen neuen Bescheid zu erteilen.
Das SG vertrat hierbei die Auffassung, im Bereich der Beklagten fehle wegen der
geringen Anzahl von dermatologischen Praxen, die dasselbe Leistungsspektrum
erbrÃ¤chten, eine statistische Basis fÃ¼r die Beurteilung der Situation des
KlÃ¤gers. Die Beklagte mÃ¼sse deshalb entsprechend den Vorgaben der Anlage 4
zu den Allgemeinen Bestimmungen A I Teil B Abs. 3 EBM die differenzierten
Fallpunktzahlen auf der Basis einer von der KassenÃ¤rztlichen Bundesvereinigung
vorgenommenen, fÃ¼r das Bundesgebiet reprÃ¤sentativen ZusammenfÃ¼hrung
entsprechender Daten festlegen. Hieraus werde sich dann ein fÃ¼r die Beurteilung
der Voraussetzungen des Budgets nach 4.3 ausreichender Sachverhalt ergeben
kÃ¶nnen.

Mit Bescheid vom 8. MÃ¤rz 1999 erweiterte die Beklagte das Zusatzbudget
"Dermatologische Lasertherapie" des KlÃ¤gers um 224 Punkte auf insgesamt 709
Punkte. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, nach den "Bundesdaten" betrage die
Fallpunktzahl fÃ¼r die Dermatologische Lasertherapie 405 Punkte und liege damit
noch unter der in SÃ¼dwÃ¼rttemberg fÃ¼r das Zusatzbudget zuerkannten
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Fallpunktzahl in HÃ¶he von 485 Punkten. Die Bundeszahlen basierten auf den
Werten der Geb.-Nrn. 2173, 2174 und 2175 EBM und spiegelten damit
(korrekterweise) das in Abschnitt A I Teil B 4.2 EBM fÃ¼r das bedarfsabhÃ¤ngige
Zusatzbudget "Dermatologische Lasertherapie" festgelegte Leistungsspektrum
wieder. Als Aufgreifkriterium fÃ¼r die Zuerkennung dieses Zusatzbudgets bei der
Beklagten genÃ¼ge die Abrechnung dieser Leistungen, weil hierfÃ¼r eine
besondere, nicht genehmigungspflichtige operative Ausstattung erforderlich sei.
FÃ¼r die ursprÃ¼ngliche Ermittlung des Zusatzbudgets seien neun Hautarztpraxen
zugrundgelegt worden und ein Budget in HÃ¶he von 485 Punkten ermittelt worden.
Unter diesen Praxen seien auch drei Praxen, die im Ausgangszeitraum (erstes
Quartal 1996 und zweites Quartal 1996) nur ausschlieÃ�lich die Leistung nach
Geb.-Nr. 2173 EBM, noch dazu in geringem Umfang, abgerechnet hÃ¤tten. Da die
auf Bundesebene ermittelte Fallpunktzahl fÃ¼r das Zusatzbudget "Dermatologische
Laserchirurgie" nach Abschnitt 4.2 ebenfalls die Geb.-Nr. 2173 EBM enthalte und
damit in sich eine inhomogene Gruppe reprÃ¤sentiere, komme die Beklagte zu dem
Ergebnis, den Berechnungsmodus zu Ã¤ndern. Es werde ein Zusatzbudget fÃ¼r die
Dermatologische Lasertherapie nach Abschnitt 4.3 festgelegt, welches auf der Basis
des Leistungsbedarfs nur derjenigen Hautarztpraxen errechnet werde, die den
gepulsten Farbstofflaser einsetzten. Als Basisdaten seien die Quartale I und II/96
herangezogen worden. Durch diese Bereinigung erhÃ¶he sich das
bedarfsabhÃ¤ngige Zusatzbudget um insgesamt 224 Punkte. Dem KlÃ¤ger werde
daher ein individuelles Zusatzbudget nach Abschnitt 4.3 in HÃ¶he von 709 Punkten
zuerkannt. Die Anhebung werde rÃ¼ckwirkend ab dem Quartal III/97
berÃ¼cksichtigt.

Aufgrund dessen ergab sich beim KlÃ¤ger fÃ¼r die Quartale III/97 bis I/98 eine
NachvergÃ¼tung in HÃ¶he von 54.707,- DM, fÃ¼r die Quartale II und III/98 erfolgte
dagegen keine NachvergÃ¼tung, da das Zusatzbudget jeweils unterschritten
worden sei (Schreiben der Beklagten vom 11. MÃ¤rz 1999).

Hiergegen richtet sich der vom KlÃ¤ger am 16. MÃ¤rz 1999 eingelegte Widerspruch,
mit dem er geltend machte, die ErhÃ¶hung des Budgets "Dermatologische
Lasertherapie" um 224 Punkte auf insgesamt 709 Punkte sei vÃ¶llig unzureichend.
Das Budget sei fÃ¼nffach zu gering, es werde von ihm verlangt, eine Leistung, die
je Quadratzentimeter gemÃ¤Ã� EBM mit 150 Punkten bewertet sei, fÃ¼r etwa 30
Punkte zu erbringen, dies sei unmÃ¶glich. Er stelle nunmehr die Behandlung nach
den Geb.-Nrn. 2174 und 2175 EBM fÃ¼r alle Patienten ein, bei denen nicht die
Kassen ihrerseits gesonderte KostenÃ¼bernahmen zusicherten.

Mit Widerspruchsbescheid vom 30. Juni 1999 wies der Vorstand der Beklagten den
Widerspruch des KlÃ¤gers zurÃ¼ck und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, die
Anhebung des 4.2 Zusatzbudgets fÃ¼r Dermatologische Lasertherapie bei
Erbringung der Leistung mit gepulstem Farbstofflaser um insgesamt 224 Punkte sei
aufgrund des Leistungsbedarfs des Kollektivs der mit Farbstofflaser operierenden
Praxen in den Quartalen I und II/96 errechnet worden. Die Bezugsquartale seien in
Anlehnung an die Anlage 4 zur Berechnung der KV-bezogenen Fallpunktzahlen fÃ¼r
Zusatzbudgets ausgewÃ¤hlt worden. Bei der Festlegung dieser neuen Kriterien sei
die Beklagte von dem vom SG vorgegebenen Weg, die differenzierte Fallpunktzahl
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auf der Basis einer von der KassenÃ¤rztlichen Bundesvereinigung fÃ¼r das
Bundesgebiet vorgenommenen reprÃ¤sentativen ZusammenfÃ¼hrung
entsprechender Daten festzulegen, zu seinen Gunsten abgewichen, da nach diesen
bundesweiten Daten die Fallpunktzahl lediglich 405 Punkte betragen wÃ¼rde und
damit unter dem dem KlÃ¤ger seinerzeit bereits zuerkannten Budget lÃ¤ge. Mit der
hier getroffenen Entscheidung sei dem besonderen Versorgungsbedarf des KlÃ¤gers
ausreichend Rechnung getragen und die Sicherstellung von Lasertherapieleistungen
mit gepulsten Farbstofflaser gewÃ¤hrleistet worden. Eine nochmalige Anhebung sei
nicht angezeigt. Mit der bereits vollzogenen Erweiterung auf 709 Punkte je Fall
rÃ¼ckwirkend ab dem Quartal III/97 stelle sich die Budgetsituation so dar, dass
beim KlÃ¤ger im zweiten Halbjahr 1997 die Quote des Zusatzbudgets zwischen 50
und 70 % und in den Quartalen I bis III/98 zwischen 80 und 100 % liege.

Gegen den an den KlÃ¤ger am 01.07.1999 Ã¼bersandten Widerspruchsbescheid
hat er am 12.07.1999 vor dem SG Klage erhoben. Er hat weiterhin die Erweiterung
des Zusatzbudgets auf insgesamt 3.500 Punkte pro Fall geltend gemacht. Es sei
vÃ¶llig unklar, wie die Beklagte nunmehr das Zusatzbudget ermittelt habe, offen sei
auch geblieben, wie viele Praxen in den Quartalen I und II/96 den gepulsten
Farbstofflaser eingesetzt hÃ¤tten. Diese Vergleichsbasis sei rein statistisch zu
schmal. Auch seien die Ausgangsquartale I und II/96 ungeeignet, weil die
Behandlung mit dem gepulsten Farbstofflaser erst danach zunehmend an
Bekanntheit unter den betroffenen Patienten und damit an Bedeutung gewonnen
habe. Es sei auch zu bedenken, dass Behandlungen mit dem Farbstofflaser
flÃ¤chenbezogen honoriert wÃ¼rden und daher Leistungsausweitungen nicht
mÃ¶glich seien. Der Bewertungsausschuss habe seinen Regelungsspielraum
dadurch Ã¼berschritten und eine nicht mehr fachgerechte Entscheidung getroffen,
als er die Leistungen nach den Geb.-Nrn. 2174 und 2175 EBM in die Budgetierung
mit einbezogen habe. Diese Regelung verstoÃ�e gegen Art. 3 Abs. 1 des
Grundgesetzes (GG) und auÃ�erdem werde er dadurch auch in seiner Berufsfreiheit
nach Art. 12 Abs. 1 GG verletzt. Mit dem Laserbudget kÃ¶nne er nur dann
auskommen, wenn seine Praxis beispielsweise 3000 GesamtfÃ¤lle hÃ¤tte und die
FlÃ¤che aller behandelten Naevi flammei nur 1.500 cmÂ² betrÃ¼ge. Weiter hat der
KlÃ¤ger vorgetragen, die Tatsache, dass er in den Quartalen II bis IV/98 das
Zusatzbudget nicht Ã¼berschritten habe, liege nur daran, dass in diesem Zeitraum
die Patienten von der KostenerstattungsmÃ¶glichkeit nach Â§ 13 Abs. 2 SGB V
Gebrauch gemacht hÃ¤tten. Diese MÃ¶glichkeit bestehe ab dem Quartal I/99 nur
noch in ganz geringem Umfang aufgrund der gesetzlichen Ã�nderung des Â§ 13
Abs. 2 SGB V. Tatsache sei auch, dass er einschlieÃ�lich des laufenden Quartals
IV/99 gewaltige Ã�berschreitungspunktzahlen habe, die ungefÃ¤hr 500.000,- DM
ausmachten. SchlieÃ�lich sei hier auch seine finanzielle Situation zu
berÃ¼cksichtigen. Das LasergerÃ¤t habe er im November 1996 angeschafft, der
Preis habe inclusive Mehrwertsteuer 241.500,- DM betragen.

Die Beklagte hat im Klageverfahren die Honorarabrechnungen des KlÃ¤gers fÃ¼r
die Quartale I/96, II/96, IV/96, III/97, IV/97 sowie I bis IV/98 und I/99 vorgelegt und
die Berechnung fÃ¼r das 4.2 sowie 4.3 Budget dargelegt. Danach habe sie auf der
Grundlage der Quartale I/96 und II/96 den Leistungsbedarf aller Hautarztpraxen in
Bezug auf die Leistungen nach den Geb.-Nrn. 2173, 2174 und 2175 EBM ermittelt.
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Von diesem Leistungsbedarf habe sie den Leistungsbedarf derjenigen (drei)
Hautarztpraxen abgezogen, welche lediglich die Geb.-Nr. 2173 EBM abrechneten
und nicht den gepulsten Farbstofflaser einsetzen wÃ¼rden. Den so ermittelten
Leistungsbedarf habe sie durch die Anzahl der budgetrelevanten FÃ¤lle dividiert
und dabei wiederum die Anzahl budgetrelevanter FÃ¤lle derjenigen Praxen
abgezogen, die lediglich die Nr. 2173 EBM abrechneten. Hieraus habe sich unter
BerÃ¼cksichtigung des Umstandes, dass die Geb.-Nr. 2174 EBM ab dem 1. Juli 1996
nur noch mit 900 Punkten statt wie zuvor mit 1.200 Punkten bewertet worden sei,
eine Fallpunktzahl von 709 Punkten ergeben, was unter BerÃ¼cksichtigung der
bereits nach den Allgemeinen Bestimmungen A I Teil B Abschnitt 4.2 des EBM
gewÃ¤hrten 485 Punkte einer Anhebung um 224 Punkte auf insgesamt 709 Punkte
entspreche. Ferner hat die Beklagte eine Ã�bersicht Ã¼ber die insgesamt 17 Praxen
vorgelegt, die im Jahr 1999 â�� ohne die Praxis des KlÃ¤gers â�� "Dermatologische
Lasertherapie" haben abrechnen dÃ¼rfen, mit Angabe der budgetrelevanten
Fallzahlen und dem Grad der Ã�berschreitung des Budgets. Ausweislich dessen
Ã¼berschreiten die Ã¼brigen Praxen ihr Zusatzbudget entweder gar nicht oder nur
in sehr geringem Umfang, sodass noch zwischen 94% und 99% der angeforderten
Punktzahlen vom Zusatzbudget abgedeckt werden. Beim KlÃ¤ger dagegen betrÃ¤gt
die Quote zum Teil nur zwischen 19,860% (Quartal I/99), 32,650% (III/99) und
54,968% (II/99) (Blatt 29/35 SG-Akte). Weiter hat sie im Klageverfahren mitgeteilt,
dass der KlÃ¤ger im Jahre 1999 nur zwischen 525 und 571 budgetrelevante FÃ¤lle
gehabt habe und damit im Vergleich zur Fachgruppe zwischen 68,5 und 71,7 %
unter der dortigen budgetrelevanten Fallzahl liege (siehe Blatt 55/58 SG-Akte).

Mit Urteil vom 7. Juni 2000 hat das SG die Klage abgewiesen. Es hat hierbei die
Auffassung vertreten, die Beklagte habe zutreffend das bedarfsabhÃ¤ngige
Zusatzbudget "Dermatologische Laserchirurgie" (richtig wohl "Dermatologische
Lasertherapie") um 224 Punkte auf 709 Punkte je Fall angehoben. Eine
weitergehende Anhebung habe sie jedoch zu Recht abgelehnt. Es hat unter Hinweis
auf die Rechtsprechung des erkennenden Senates (Hinweise auf die Urteile vom 17.
November 1999 â�� L 5 KA 440/99 â�� und vom 15. September 1999 â�� L 5 KA
988/99 -) darauf verwiesen, dass unter BerÃ¼cksichtigung dieser vom erkennenden
Senat aufgestellten strengen Kriterien fÃ¼r die Voraussetzungen an das individuelle
Zusatzbudget nach Nr. 4.3 die Beklagte zu Recht dem KlÃ¤ger nur die Erweiterung
des bedarfsabhÃ¤ngigen Zusatzbudgets "Dermatologische Laserchirurgie" auf
insgesamt 709 Punkte zugebilligt habe, weil ein darÃ¼ber hinausgehender
Sicherstellungsbedarf nicht erkennbar sei. Dieses dem KlÃ¤ger gewÃ¤hrte
Zusatzbudget setze sich aus einem bedarfsabhÃ¤ngigen Zusatzbudget nach den
Allgemeinen Bestimmungen A I Teil B Abschnitt 4.2 EBM in HÃ¶he von 485 Punkten
und einem individuellen Zusatzbudget zur GewÃ¤hrleistung der Sicherstellung bei
besonderem Versorgungsbedarf nach den Allgemeinen Bestimmungen A I Teil B
Abschnitt 4.3 des EBM in HÃ¶he von 224 Punkten zusammen. Zur berÃ¼cksichtigen
sei zunÃ¤chst, dass der Bewertungsausschuss die Leistungen nach den Geb.-Nrn.
2173, 2174 und 2175 EBM bewusst nicht von der Anrechnung auf die Praxisbudgets
ausgenommen habe. Der Bewertungsausschuss sei mithin davon ausgegangen,
dass auch im Bezug auf die vorgenannten Leistungen der Dermatologischen
Lasertherapie eine medizinisch nicht begrÃ¼ndbare Mengenausweitung in Betracht
komme, z. B. aus kosmetischen GrÃ¼nden. Diese Wertentscheidung des
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Bewertungsausschusses sei im Rahmen des diesem zustehenden, gerichtlich nur
eingeschrÃ¤nkt Ã¼berprÃ¼fbaren Beurteilungsspielraumes hinzunehmen. Die
Bestimmungen des EBM fÃ¼r die Berechnung der 4.2-Budgets seien in sich
widerspruchsfrei und ausgewogen, auch die Berechnung der regionalen
Fallpunktzahl fÃ¼r dieses 4.2-Budgets durch die Beklagte sei korrekt. Auch die
Berechnung des sicherzustellenden besonderen Versorgungsbedarfs nach 4.3 durch
die Beklagte sei nicht zu beanstanden. Festzustellen sei beim KlÃ¤ger auch, dass er
die Laserchirurgie im Rahmen einer hautÃ¤rztlichen Praxis betreibe. Es gebe weder
eine Schwerpunktbezeichnung "Dermatologische Lasertherapie" noch gebe es einen
Facharzt fÃ¼r dieses Gebiet. Dies bedeute, dass der KlÃ¤ger berechtigt und
grundsÃ¤tzlich auch verpflichtet sei, das gesamte hautÃ¤rztliche
Leistungsspektrum zu erbringen. Wenn er sich auf eine ganz spezielle
Behandlungsmethode kapriziere, sei dies seine persÃ¶nliche Entscheidung und sein
unternehmerisches Risiko als AngehÃ¶riger eines freien Berufes. Dies bedeute, dass
es sachlich gerechtfertigt sei, wenn der EBM die Zusatzbudgets abhÃ¤ngig von der
Gesamtzahl der Patienten gewÃ¤hre mit dem Ergebnis, dass die Begrenzung der
Leistung eines Vertragsarztes auf eine bestimmte Behandlungsart bei insgesamt
weniger Patienten â�� wie hier beim KlÃ¤ger- im Vergleich zur Fachgruppe
unwirtschaftlich sein kÃ¶nne. Dies habe auch das LSG Baden-WÃ¼rttemberg in den
zitierten Entscheidungen so gesehen und hierzu festgestellt, dass Abweichungen im
Leistungsverhalten eines Arztes zu anderen Praxen allein keinesfalls eine Ausnahme
von der Budgetierung begrÃ¼nden kÃ¶nnten, weil dann fÃ¼r eine Vielzahl von
Praxen eine Ausnahme gemacht werden mÃ¼sse und damit das Ziel der
Budgetierung letztlich nicht erreicht werden kÃ¶nne. So habe der KlÃ¤ger im
Quartal III/97 nur 829 Patienten, im Quartal IV/97 872 Patienten und im Quartal I/99
521 Patienten, wÃ¤hrend die Fachgruppe in dieser Zeit 1715, 1606 und 1811
Patienten behandelt habe, woraus sich schon allein aufgrund dieser extrem
niedrigen Patientenzahl ergebe, dass der KlÃ¤ger in diesen Quartalen nur eine
Budgetquote von 28,531 %, 28,439 % und 19,860 % erreiche. In den Quartalen II/98
und III/98, in denen er 1.221 bzw. 1.028 Patienten behandelt habe und die
Fachgruppe 1816 bzw. 1739 Patienten, habe er folglich das Budget nicht
Ã¼berschritten. Nicht nachvollziehbar seien diese extrem schwankenden Fallzahlen
des KlÃ¤gers in den Quartalen III/97 bis I/99. SchlieÃ�lich Ã¼berschritten auch
ausweislich der von der Beklagten vorgelegten Aufstellung mit Vergleichspraxen
(insgesamt 17 Praxen, hiervon 11 Einzelpraxen und sechs Gemeinschaftspraxen),
die Dermatologische Lasertherapie abrechnen dÃ¼rften, dass von diesen Praxen
das Budget in der Regel gar nicht oder â�� von einer Ausnahme (Praxis 5)
abgesehen â�� nur ganz geringfÃ¼gig Ã¼berschritten werde.

Der KlÃ¤ger hat gegen das seinem BevollmÃ¤chtigten am 10. August 2000
zugestellte Urteil am 17. August 2000 Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung macht
er geltend, bei ihm lÃ¤gen entgegen der Auffassung des SG sehr wohl die
Voraussetzungen vor, ihm ein erhÃ¶htes Zusatzbudget zu gewÃ¤hren. Er behandele
in besonderem Umfang Patienten mit Naevi flammei unter Einsatz des gepulsten
Farbstofflasers. Gerade der Umstand, dass er im Vergleich zur Gesamtzahl seiner
Patienten so viele Laserpatienten habe, fÃ¼hre zu seinen finanziellen
Schwierigkeiten. Der Schwerpunkt dieser Dermatologischen Laserleistungen mache
einen erheblichen Teil der in seiner Praxis erbrachten Gesamtleistungen aus. Auch
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dies sei unstreitig und stelle die Besonderheit des vorliegenden Falles dar. WÃ¼rde
er die Leistungen nicht erbringen, wÃ¤ren die Patienten bezÃ¼glich der Behandlung
von Feuermalen unversorgt. Die Ã¼brigen Praxen, die ebenfalls derartige
Leistungen erbringen wÃ¼rden, seien mit Laserleistungen ausgelastet und im
Ã�brigen so groÃ�, dass eine weitere Behandlung von Patienten in den dortigen
Praxen nicht in Betracht komme. Ohne die von ihm erbrachten Dermatologischen
Laserleistungen wÃ¤re die diesbezÃ¼gliche Versorgung der Patienten im Raum U.
nicht sichergestellt. Weiter macht er geltend, dass entgegen der Auffassung des SG
die Einbeziehung der Dermatologischen Lasertherapie in die Budgetierung unter
keinem Aspekt sachgerecht sei, denn jeder Naevus flammeus stelle eine
medizinische Indikation dar. Werde gleichwohl bei einer solchen objektiv
vorliegenden Indikation eine Budgetierung vorgenommen, so bedeute dies, dass
eine Selektion unter den Patienten dahingehend stattfinden mÃ¼sse, dass einige
die Behandlung sofort, andere aber erst nach Jahren bekommen kÃ¶nnten.

Auch zeigten die Besonderheiten der Dermatologischen Lasertherapie und die
gebÃ¼hrenmÃ¤Ã�ige AbhÃ¤ngigkeit der VergÃ¼tung von der FlÃ¤che deutlich,
dass die Ã¼blichen BudgetÃ¼berlegungen gerade fÃ¼r die dermatologische
Therapie mit dem gepulsten Farbstofflaser nicht anwendbar seien. Im vorliegenden
Falle bestÃ¼nden Ã¤hnliche Besonderheiten wie bei der Abrechnung der
sogenannten groÃ�en Psychotherapie nach Abschnitt G IV EBM. Zur Abrechnung der
groÃ�en Psychotherapie habe das BSG in Urteilen vom 20. Januar 1999 und 25.
August 1999 festgestellt, dass eine mengenmÃ¤Ã�ige Ausdehnung wegen der
zeitgebundenen Vorgabe der GebÃ¼hrenordnung ausscheide. Folglich habe das
BSG bei der Abrechnung der groÃ�en Psychotherapie einen Punktwert von 10
Pfennig zugebilligt, auch wenn der HonorarverteilungsmaÃ�stab zu einer geringeren
PunktwerthÃ¶he fÃ¼hren wÃ¼rde. Wie bei der groÃ�en Psychotherapie sei bei der
Dermatologischen Lasertherapie, die flÃ¤chenabhÃ¤ngig vergÃ¼tet werde, eine
Mengenausweitung nicht mÃ¶glich, folglich mÃ¼sse dem KlÃ¤ger eine
angemessene Honorierung gewÃ¤hrt werden. Er dÃ¼rfe nicht dafÃ¼r bestraft
werden, dass er weniger Patienten als andere Hautarztpraxen habe, obwohl er das
volle Leistungsspektrum einer Hautarztpraxis anbiete. Er habe sich keineswegs in
einer solchen Weise auf eine spezielle Behandlungsmethode kapriziert, vielmehr
habe sich sein Patientengut dahingehend entwickelt, dass es schwerpunktmÃ¤Ã�ig
lasertherapeutisch zu behandeln sei. Es sei im Ergebnis nicht hinnehmbar, dass nur
Praxen, deren Fallzahlen erheblich Ã¼ber dem Fachgruppendurchschnitt lÃ¤gen
und die mÃ¶glicherweise die Grenze zur unerlaubten Ausdehnung bereits
Ã¼berschritten hÃ¤tten, eine Lasertherapie wirtschaftlich durchfÃ¼hren kÃ¶nnten.
Er habe im Ã¼brigen die Investition in den Farbstofflaser vorgenommen, bevor die
Budgetierung eingefÃ¼hrt worden sei. Er habe also wirtschaftlich richtig kalkuliert,
als er davon ausgegangen sei, es wÃ¼rden genÃ¼gend Patienten fÃ¼r einen
Ã¶konomisch sinnvollen Betrieb des Farbstofflasers kommen.

Der KlÃ¤ger macht daneben noch formal geltend, dass als ehrenamtlicher Richter
bei der Entscheidung des SG mit Herrn Dr. M. auch ein Mitglied des
Disziplinarausschusses teilgenommen habe. Der Disziplinarausschuss habe am 29.
MÃ¤rz 2000 gegen ihn eine GeldbuÃ�e in HÃ¶he von 8.000,- DM verhÃ¤ngt. Der
diesbezÃ¼gliche Beschluss in der Disziplinarsache sei ihm KlÃ¤ger erst am 16. Juni
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2000 zugestellt worden. Da bezÃ¼glich der Lasertherapie und der Einhaltung des
Budgets Ã¼berlappende TatbestÃ¤nde zwischen dem vorliegenden Rechtsstreit
und dem Disziplinarverfahren bestanden hÃ¤tten, hÃ¤tte dies der ehrenamtliche
Richter Dr. M. mitteilen mÃ¼ssen, da dies nicht geschehen sei, bestÃ¼nden Zweifel
an der ObjektivitÃ¤t dieses ehrenamtlichen Richters beim Zustandekommen des
angefochtenen Urteils.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 7. Juni 2000
sowie den Bescheid der Beklagten vom 8. MÃ¤rz 1999 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 30. Juni 1999 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm ab Quartal III/97 eine Erweiterung des Zusatzbudgets
"Dermatologische Lasertherapie" von 3.500 Punkten pro Fall zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrt die Beklagte
noch aus, die Probleme des KlÃ¤gers bezÃ¼glich seines Budgets rÃ¼hrten nicht
daher, dass er absolut eine so hohe Fallzahl von Patienten mit Naevi flammei habe,
sondern daher, dass er insgesamt sehr wenige Patienten habe und folglich der
relative Anteil an Laserpatienten an seiner Gesamtfallzahl sehr hoch sei. Durch die
Beklagte seien bereits im Termin beim SG die HÃ¤ufigkeitsstatistiken einer
vergleichbaren Einzelpraxis fÃ¼r die Quartale I/99 bis IV/99 vorgelegt worden, in
der Ã¤hnlich groÃ�e FÃ¤lle wie beim KlÃ¤ger behandelt worden seien, die jedoch
eine erheblich grÃ¶Ã�ere Fallzahl in diesen Quartalen habe verbuchen kÃ¶nnen und
daher ihr Budget nur in IV/99 geringfÃ¼gig Ã¼berschritten habe. Dem KlÃ¤ger sei
auch nicht dahingehend zu folgen, dass die Dermatologische Lasertherapie nicht
unter die Budgetierung hÃ¤tte fallen dÃ¼rfen, da jeder Naevus flammeus eine
medizinische Indikation darstelle. Eine medizinische Indikation sei vielmehr die
Voraussetzung fÃ¼r jedes medizinische Handeln. Bei der Budgetierung sei zu
beachten, ob eine Ausweitung der Laserleistung mÃ¶glich sei und dies sei hier, wie
vom SG klargestellt, aus kosmetischen GrÃ¼nden mÃ¶glich. Auch sei der Vergleich
mit der groÃ�en Psychotherapie nicht mÃ¶glich, weil anders als fÃ¼r diese
Leistungen fÃ¼r Leistungen mit dem gepulsten Farblaser kein Zeitlimit bestehe und
die "FlÃ¤chenabhÃ¤ngigkeit" sie nicht mit der Psychotherapie vergleichbar mache.
SchlieÃ�lich sei auch darauf hinzuweisen, dass beim KlÃ¤ger kein besonderer
sicherzustellender Versorgungsbedarf vorliege, dies sei jedoch erforderlich, um eine
Erweiterung des 4.3-Budgets zu rechtfertigen. BloÃ�e Abweichungen im
Leistungsverhalten eines Arztes zu anderen Arztpraxen begrÃ¼ndeten jedenfalls
keine Ausnahme vor der Budgetierung. Auch sei der KV-Bereich
SÃ¼dwÃ¼rttemberg mit 18 Leistungserbringern, die laserchirurgische
Entfernungen (Geb.-Nrn. 2173 bis 2175) abrechneten, im Vergleich mit anderen
KVâ��en gut versorgt.

Die Beigeladene hat sich im Berufungsverfahren nicht geÃ¤uÃ�ert.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Beteiligtenvorbringens
wird auf die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Gerichtsakten erster und
zweiter Instanz Bezug genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist insbesondere statthaft. Die Berufung bedarf der
Zulassung im Urteil des SG oder auf Beschwerde durch Beschluss des LSG, wenn
der Wert des Beschwerdegegenstands (Nr. 1) bei einer Klage, die eine Geld- oder
Sachleistung oder einen hierauf gerichteten Verwaltungsakt betrifft, 1.000,- DM, seit
2. Januar 2002 500,- EUR, nicht Ã¼bersteigt. Das gilt nicht, wenn die Berufung
wiederkehrende oder laufende Leistungen fÃ¼r mehr als ein Jahr betrifft (Â§ 144
Abs. 1 Satz 2 SGG). Betrifft die Klage keine Geld- oder Sachleistung oder ein hierauf
gerichteten Verwaltungsakt, ist die Berufung grundsÃ¤tzlich zulÃ¤ssig. Dies ist hier
der Fall. Streitig ist hier nur die Erweiterung des Zusatzbudgets, nicht jedoch die
Honorarabrechnungen im einzelnen. Auch wenn die Erweiterung des Zusatzbudgets
eine Vorfrage der Honorarabrechnung ist und damit einen wirtschaftlichen Wert hat,
ist sie insofern isoliert und nicht auf eine bestimmte Geldleistung gerichtet.

Die Berufung des KlÃ¤gers ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG die Klage
abgewiesen. Die Bescheide der Beklagten sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten, ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Erweiterung seines
Zusatzbudgets besteht nicht.

Der Senat hat in der Sache entschieden. Das Urteil des SG ist nicht fehlerhaft zu
Stande gekommen. Insbesondere durften die geladenen ehrenamtlichen Richter
auch an der Entscheidung mitwirken. Soweit der KlÃ¤ger im Nachhinein gegen den
ehrenamtlichen Richter Dr. Meyer-Henschel den Vorwurf der Befangenheit erhebt,
kÃ¶nnte dieser Vorwurf selbst dann, wenn er zutrÃ¤fe, keinen Mangel des Urteils
begrÃ¼nden. Denn BefangenheitsantrÃ¤ge sind gemÃ¤Ã� Â§Â§ 60 SGG, 43 ZPO
spÃ¤testens bis zum Schluss der mÃ¼ndlichen Verhandlung zu stellen, was nicht
geschehen ist. Ein Tatbestand nach Â§ 60 Abs. 2 SGG, Â§ 41 ZPO, der den
Ausschluss vom Richteramt zur Folge hat, liegt hier nicht vor, weil es sich bei dem
Disziplinarverfahren nicht um das vorangegangene, sondern um ein anderes
Verwaltungsverfahren gehandelt hat.

Mit Wirkung ab 1. Juli 1997 hat der Bewertungsausschuss die Praxis â�� und
Zusatzbudgets fÃ¼r bestimmte Arztgruppen eingefÃ¼hrt. Nach den Allgemeinen
Bestimmungen A I Teil B EBM unterliegen die im Einheitlichen BewertungsmaÃ�stab
enthaltenen Ã¤rztlichen Leistungen nach MaÃ�gabe dieser Bestimmungen je
Arztpraxis (Abrechnungsnummer) und Abrechnungsquartal fÃ¼r die nach Nr. 1.5
aufgefÃ¼hrten Arztgruppen einer fallzahlabhÃ¤ngigen Budgetierung. Die in den
Budgets enthaltenen Leistungen sind je Arztpraxis und Abrechnungsquartal jeweils
nur bis zu einer begrenzten Gesamtpunktzahl abrechnungsfÃ¤hig, wobei sich die
HÃ¶he des Budgets aus dem Produkt der Fallpunktzahl mit der Zahl der
budgetrelevanten FÃ¤lle errechnet. Die LeistungsvergÃ¼tung fÃ¼r Zusatzbudgets
erfolgt fallzahlabhÃ¤ngig auf der Grundlage des regional ermittelten
Punktzahlbedarfs der diese Leistungen abrechnenden Ã�rzte. Zu unterscheiden ist
zwischen qualifikationsgebundenen Zusatzbudgets (Allgemeine Bestimmungen A I
Teil B 4.1 EBM), die bei Vorliegen einer bestimmten Qualifikation von Amts wegen
zuerkannt werden, und bedarfsabhÃ¤ngigen Zusatzbudgets, die auf besonderen
Antrag des Arztes zuerkannt werden kÃ¶nnen, wenn ein besonderer
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Versorgungsbedarf besteht (Allgemeine Bestimmungen A I Teil B 4.2 EBM). Auf
Antrag des Vertragsarztes im Einzelfall kann die KV zur Sicherstellung eines
besonderen Versorgungsbedarfs auch eine Erweiterung der Praxis- und/oder
Zusatzbudgets gewÃ¤hren (Allgemeine Bestimmungen A I Teil B Nr.4.3 EBM).

Die EinfÃ¼hrung der Praxis- und Zusatzbudgets im EBM ist rechtmÃ¤Ã�ig (BSG
SozR 3-2500 Â§87 Nr. 23 = BSGE 86,16; sowie Urteile des erkennenden Senats vom
15. September 1999 â�� L 5 KA 988/99 â�� und vom 17. November 1999 â�� L 5 KA
4599/99 und L 5 KA 1127/99). Dies gilt auch, soweit der Bewertungsausschuss in
den Allgemeinen Bestimmungen A I.4.2 ein bedarfsabhÃ¤ngiges Zusatzbudget fÃ¼r
"Dermatologische Lasertherapie" eingefÃ¼hrt hat

Zu Unrecht rÃ¼gt der KlÃ¤ger, der Bewertungsausschuss hÃ¤tte das
bedarfsabhÃ¤ngige Zusatzbudget "Dermatologische Lasertherapie" nicht in den
Katalog der bedarfsabhÃ¤ngigen Zusatzbudgets aufnehmen dÃ¼rfen. Die vom
Bewertungsausschuss gestalteten Budgetregelungen haben die Ã¤rztlichen
Leistungen in drei Gruppen aufgeteilt: den so genannten grÃ¼nen Bereich mit den
Praxisbudgets, den so genannten gelben Bereich mit den Zusatzbudgets, in denen
im Wesentlichen alle spezialisierten Leistungen erfasst werden, und in die nicht
budgetierten Freien Leistungen. Darunter fallen insbesondere die Leistungen, die
wegen einer zu geringen Anzahl von Erbringern fÃ¼r eine Budgetierung nicht in
Frage kamen sowie all diejenigen Leistungen, die ausschlieÃ�lich auf
Ã�berweisungen erbracht werden. Ausgehend von dieser Systematik sind die
Leistungen der Dermatologische Lasertherapie zu Recht den bedarfsabhÃ¤ngigen
Zusatzbudgets zugeordnet worden. Es handelt sich um spezialisierte Leistungen,
die ohne Ã�berweisung erbracht werden dÃ¼rfen, wie die Beklagte zutreffend
ausgefÃ¼hrt hat.

Die EinfÃ¼hrung des bedarfsabhÃ¤ngigen Zusatzbudgets "Dermatologische
Lasertherapie" hÃ¤lt auch sonst einer rechtlichen Ã�berprÃ¼fung stand. Bei dem
Erlass der hier in Frage stehenden Regelungen des EBM handelt es sich um einen
Akt der Normsetzung. Dies hat zur Folge, dass nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des
BSG (vgl. BSG SozR 3-2500 Â§ 87 Nr.14 m.w.N.) die gerichtliche Kontrolle sich auf
die Ã�berprÃ¼fung beschrÃ¤nkt, ob der Bewertungsausschuss seinen
Beurteilungsspielraum Ã¼berschritten hat oder seine Bewertungskompetenz
missbrÃ¤uchlich ausgeÃ¼bt hat, indem er etwa eine Ã¤rztliche Minderheitengruppe
bei der Honorierung bewusst benachteiligt oder sich sonst erkennbar von
sachfremden ErwÃ¤gungen hat leiten lassen. Keiner dieser Fallgruppen liegt hier
vor. Der KlÃ¤ger beanstandet das Budget "Dermatologische Lasertherapie" sei
willkÃ¼rlich, weil die Behandlungen mit dem Farbstofflaser flÃ¤chenbezogen
honoriert wÃ¼rden, weswegen eine Leistungsausweitung nicht mÃ¶glich sei. Er
verkennt dabei, dass er zwar bezÃ¼glich der einzelnen Leistungen keinen
Manipulationsspielraum hat, sein Beispiel zeigt aber, dass durch die hohe Zahl von
behandelten FlÃ¤chen die erbrachte Leistungsmenge deutlich vergrÃ¶Ã�ert werden
kann. Solche Verhaltensweisen einzuschrÃ¤nken war aber das mit hÃ¶herrangigem
Recht Ã¼bereinstimmende Ziel der Budgetierung. Der Umstand allein, dass der
KlÃ¤ger nicht in dem von ihm gewÃ¼nschten AusmaÃ� abrechnen kann, indiziert
fÃ¼r sich noch keinen Fehler des Bewertungsausschusses. Der
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Bewertungsausschuss musste nicht von Praxen mit atypischem Leistungsangebot
ausgehen, er durfte vielmehr eine durchschnittliche Praxis zum MaÃ�stab machen.
Dass dies auch im Bereich der "Dermatologische Lasertherapie" sachgerecht ist,
zeigt der Umstand, dass die im Bereich der Beklagten abrechnenden Praxen ihre
Zusatzbudgets praktisch ohne nennenswerte KÃ¼rzungen ausschÃ¶pfen konnten
(vgl hierzu die Aufstellung Bl. 56/57 der SG-Akte). Den Besonderheiten atypischer
Praxisstrukturen kann daher nicht im Rahmen der notwendigerweise immer
typisierenden und pauschalierenden Regelungen des EBM Rechnung getragen
werden, sondern nur im Wege einer sachgerechten Auslegung (dazu unten) der
HÃ¤rtefallregelung nach Nr. 4.3 EBM (vgl BSG SozR 3-2500 Nr.23 S.121).

In der Tabelle 5 zu den Allgemeinen Bestimmungen A I Teil B Nr. 1.5 EBM ist die
Arztgruppe der HautÃ¤rzte aufgefÃ¼hrt. Der KlÃ¤ger ist als Hautarzt zur
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassen. Er unterliegt deshalb den Regelungen
Ã¼ber die Praxisbudgets. Dementsprechend hat ihm die Beklagte das Praxisbudget
fÃ¼r HautÃ¤rzte in HÃ¶he eines Punktwertes je Behandlungsfall von 369
(Versicherte) und 499 (Rentner) sowie ein Zusatzbudget in HÃ¶he von 709 Punkten
je Behandlungsfall zuerkannt.

Das Zusatzbudget des KlÃ¤gers ist auch richtig berechnet worden. Nachdem die
Beklagte mit bindend gewordenem Urteil des SG vom 7.10.1998 verpflichtet worden
ist, erneut Ã¼ber die Anhebung der Fallpunktzahl des KlÃ¤gers zu entscheiden,
wÃ¤re die Beklagte berechtigt gewesen, sich auf die AusfÃ¼hrung dieses Urteils zu
beschrÃ¤nken. Die Beklagte ist aber in dem angefochtenen Bescheid vom 8.3.1999
von dem Urteil des SG zu Gunsten des KlÃ¤gers abgewichen und hat eine
umfassende NeuprÃ¼fung der HÃ¶he des Zusatzbudgets vorgenommen. Damit hat
sie den Rechtsweg fÃ¼r eine umfassende NachprÃ¼fung durch das Sozialgericht
neu erÃ¶ffnet.

Die Beklagte hat in nicht zu beanstandender Weise das bedarfsabhÃ¤ngige
Zusatzbudget auf insgesamt 709 Punkte erweitert. Sie hat entsprechend der nach
der Anlage 4 zu den Allgemeinen Bestimmungen A I Teil B des EBM vorgegebenen
Formel diese berechnet. Danach ist die Punktzahlforderung der fÃ¼r ein
Zusatzbudget berechtigten Ã�rzte einer Arztgruppe aus den Leistungen des
jeweiligen Zusatzbudgets der ersten beiden Quartale des Jahres 1996, dividiert
durch die Zahl der budgetrelevanten FÃ¤lle gemÃ¤Ã� Nr. 1.4 der ersten beiden
Quartale des Jahres 1996 zu berechnen. Die Beklagte hat darÃ¼ber hinaus zu
Gunsten des KlÃ¤gers von diesem Leistungsbedarf den Leistungsbedarf derjenigen
â�� drei â�� Hautarztpraxen abgezogen, welche lediglich die Nr. 2173 EBM
abrechnen und nicht den gepulsten Farbstofflaser einsetzen. Soweit die Beklagte im
Weiteren den so ermittelten Leistungsbedarf durch die Anzahl der budgetrelevanten
FÃ¤lle dividiert und hierbei wiederum die Anzahl der budgetrelevanten FÃ¤lle
derjenigen Praxen abgezogen hat, die lediglich die Geb.-Nr. 2173 EBM abrechnen,
ist auch dies nicht zu beanstanden. Auf der Grundlage der von der Beklagten
vorgelegten Zahlen (vgl. Schriftsatz vom 25.07.2002) ist sie auch zutreffend zu der
von ihr errechneten Fallpunktzahl von 709 Punkten gelangt und damit zu einer
ErhÃ¶hung der dem KlÃ¤ger bisher zugestandenen Fallpunktzahl.
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Ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Erweiterung des Zusatzbudgets "Dermatologische
Lasertherapie" besteht hingegen nicht. Die Beklagte hat in ermessensfehlerfreier
Weise eine Erweiterung des dem KlÃ¤ger zuerkannten Zusatzbudgets auf mehr als
709 Punkte abgelehnt. Nach den Allgemeinen Bestimmungen A I Teil B Nr. 4.3 EBM
kann die KassenÃ¤rztliche Vereinigung auf Antrag des Vertragsarztes im Einzelfall
zur Sicherstellung eines besonderen Versorgungsbedarfes eine Erweiterung der
Praxis- und/oder Zusatzbudgets gewÃ¤hren. In einer Vereinbarung zur EinfÃ¼hrung
von Praxisbudgets (abgedruckt bei Wezel/Liebold, Handkommentar BMÃ�, EGO und
GOÃ�, S. 8-73 f) haben die SpitzenverbÃ¤nde der Krankenkassen und die
KassenÃ¤rztliche Bundesvereinigung in ErgÃ¤nzung der Beschlussfassung des
Bewertungsausschusses in Nr.4 vereinbart: "Abschnitt A I B 4.3 EBM wird
dahingehend ausgelegt, dass die KassenÃ¤rztliche Vereinigung auf Antrag des
Vertragsarztes die Budgets insbesondere dann erweitern oder aussetzen kann,
wenn nachfolgend genannte KrankheitsfÃ¤lle oder spezifische
Betreuungsleistungen den Schwerpunkt der PraxistÃ¤tigkeit darstellen: â��
Betreuung von HIV-Patienten â�� onkologische Erkrankungen â�� Diabetes â��
Mukoviszidose â�� Schmerztherapie (Teilnehmer an der Schmerztherapie-
Vereinbarung) â�� kontinuierliche Patientenbetreuung in beschÃ¼tzenden
Einrichtungen â�� erheblich Ã¼ber dem Arztgruppendurchschnitt liegender
Ã�berweisungsanteil."

Das Merkmal der Sicherstellung eines besonderen Versorgungsbedarfs knÃ¼pft an
die Struktur der einzelnen Praxis an, die Kraft ihrer Ausrichtung in der Lage ist,
eines solchen Bedarf zu decken. Im Ã�brigen dient die Regelung der Vermeidung
von HÃ¤rten, die mit den Praxisbudgets verbunden sein kÃ¶nnen. Vor allem der
mehrstufige Aufbau von allgemeinem Praxisbudget, qualifikationsgebundenen
Zusatzbudgets, bedarfsabhÃ¤ngigen Zusatzbudgets, budgetfreien Leistungen und
AnsprÃ¼chen auf Erweiterung von Praxis- und/oder Zusatzbudgets schlieÃ�t
andererseits eine Auslegung dieser Vorschrift in dem Sinne aus, dass jedem Arzt die
bestehende Ausrichtung seine BehandlungstÃ¤tigkeit schlechthin ohne EinbuÃ�e
beim Honorar auf Dauer garantiert werden mÃ¼sste (BSG, Urteil vom 16. Mai 2001
â�� B 6 KA 53/00 R -in SozR 3-2500 Â§ 87 Nr.31 S.177). Jedoch bilden
Abweichungen der einzelnen Praxis von der Typik der Arztgruppe, die sich (auch) in
abweichenden Anteilen des auf bestimmte Leistungen entfallenden
Punktzahlvolumens niederschlagen, ein wichtiges Indiz fÃ¼r die Sicherstellung
eines besonderen Versorgungsbedarfs (BSG, Urteil vom 16. Mai 2001 â�� B 6 KA
53/00 R â�� in SozR 3-2500 Â§ 87 Nr. 31 S. 179).

Im vorliegenden Fall ist beim KlÃ¤ger als Folge der Zusatzbudgets eine
Honorarminderung von weit Ã¼ber 20 Prozent eingetreten. Gleichwohl vermag der
Senat eine die Rechtsfolge der Nr.4.3 EBM auslÃ¶sende HÃ¤rte nicht zu erkennen.
Die Vorschrift verlangt als Voraussetzung fÃ¼r die Erweiterung des Zusatzbudgets,
dass dies zur Sicherstellung eines besonderen Versorgungsbedarfs erforderlich ist.
Diese Voraussetzung liegt beim KlÃ¤ger nicht vor. Der KlÃ¤ger hat praktisch
ausschlieÃ�lich Patienten mit Feuermalen behandelt. Er hat in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung hierzu angegeben, er sei bis 1995 Oberarzt in der
UniversitÃ¤tshautklinik U. gewesen und habe sich dabei auf die Behandlung von
Feuermalen mit dem gepulsten Farbstofflaser spezialisiert. Danach habe er sich in
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B. als Vertragsarzt niedergelassen, im Wesentlichen aber seine bisherigen Patienten
mitgenommen und weiterbehandelt. Diese Patienten seien von weit her gekommen,
teilweise aus 150 Kilometer Entfernung. Bei dieser Praxisausrichtung kann ein
Sicherstellungsbedarf nicht anerkannt werden. Der KlÃ¤ger hat nur zu einem
geringen Teil Patienten behandelt, die in dem Planungsbereich, in dem er seinen
Vertragsarztsitz hat, wohnen und den ganz Ã¼berwiegenden zeitlichen
Schwerpunkt seiner BehandlungstÃ¤tigkeit fÃ¼r auswÃ¤rts lebende Patienten
aufgewendet. Dass die Behandlung dieser Patienten nur durch ihn mÃ¶glich war,
hat der KlÃ¤ger weder vorgetragen noch glaubhaft gemacht. Dies bedeutet
umgekehrt, dass der KlÃ¤ger nicht den in seinem Planungsbereich anfallenden
Versorgungsbedarf abgedeckt hat. Er hat damit eine wohnortsnahe Behandlung
seiner Patienten durch andere Ã�rzten, die mit dem gepulsten Farbstofflaser
ebenfalls Patienten mit Feuermalen hÃ¤tten ambulant behandeln kÃ¶nnen,
verhindert bzw die mÃ¶glichen Patienten auswÃ¤rtiger Ã�rzte behandelt und
zugleich seine Aufgabe als Vertragsarzt, den Kernbereich seines Fachgebietes der in
seinem Planungsbereich ansÃ¤ssigen BevÃ¶lkerung anzubieten, in starkem MaÃ�e
vernachlÃ¤ssigt. Anders sind die fÃ¼r HautÃ¤rzte sehr geringen Patientenzahlen
nicht zu erklÃ¤ren. Wenn das BSG in der Entscheidung vom 6.9.2000 â�� B 6 KA
40/99 R zu den Teilbudgets die Auffassung vertreten hat, dem
Sicherstellungsaspekt komme insofern Bedeutung zu, dass Ã�rzte nicht Ausnahmen
erreichen kÃ¶nnen unter Hinweis auf ein spezialisiertes Leistungsangebot, das fÃ¼r
die Sicherstellung der ambulanten Versorgung generell nicht sinnvoll ist, so mag es
an FÃ¤lle wie den vorliegenden gedacht haben.

Auch soweit der Vorschrift der Allgemeinen Bedingungen A I 4.3 EBM die Funktion
einer allgemeinen HÃ¤rtefallklausel zukommt, besteht kein Grund zu einer
Erweiterung des Zusatzbudgets. Der Grund fÃ¼r die budgetbedingte
NichtberÃ¼cksichtigung der Laserbehandlungen des KlÃ¤gers liegt darin, dass er
eine im Vergleich zur Fachgruppe signifikant unterdurchschnittliche Zahl vom
Patienten behandelt. HÃ¤tte der KlÃ¤ger die Fallzahl des Durchschnitts seiner
Fachgruppe behandelt, wÃ¤ren seine EinbuÃ�en signifikant geringer. Es kann nicht
Aufgaben der HÃ¤rtefallregelung sein, eine willkÃ¼rliche Praxisausrichtung, wenn
sie denn einseitig genug ist, ganz oder teilweise zu honorieren. Denn andernfalls
wÃ¼rden Ã�rzte immer dann, wenn sie ihren Versorgungsauftrag zu Gunsten einer
einseitigen Spezialisierung vernachlÃ¤ssigen, die Ziele der Budgetierung
unterlaufen kÃ¶nnen. Eine Budgeterweiterung kann daher immer dann nicht zur
Anwendung kommen, wenn bei zu geringer Fallzahl der Ausweg in einer einseitigen
Leistungsstruktur und Ã¼berproportional aufwendiger Behandlung gesucht wird.
Vorliegend verlangt der KlÃ¤ger, dass in seinem Fall eine Mengenausweitung
vergÃ¼tet wird, die anderen Ã�rzten verwehrt wird. Andererseits hat er es in der
Hand, durch eine Intensivierung seiner PraxistÃ¤tigkeit als gewÃ¶hnlicher Hautarzt
seine Fallzahlen so zu steigern, dass ihm auch eine Spezialisierung im Bereich der "
dermatologische Lasertherapie " in ausreichenden MaÃ�e honoriert wird. Eine
Erweiterung seines Zusatzbudgets bedarf es daher nicht.

Aus diesen GrÃ¼nden ist die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG. Die Aufwendungen der
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Beklagten sind erstattungsfÃ¤hig. Â§ 193 Abs. 4 S. 2 SGG ist zwar durch Art. 1 Nr.
66 Buchst. b des 6. Gesetzes zur Ã�nderung des Sozialgerichtsgesetzes (6.
SGGÃ�ndG) vom 17. August 2001 (BGBl. I, S. 2144) mit Wirkung zum 2. Januar 2002
aufgehoben worden. Eine Ã�bergangsvorschrift fÃ¼r vor dem 2. Januar 2002
anhÃ¤ngig gewordene Verfahren enthÃ¤lt das 6. SGGÃ�ndG nicht. Allerdings hat
sich durch das 6. SGGÃ�ndG an der ErstattungsfÃ¤higkeit der Kosten der Beklagten
nichts geÃ¤ndert. Sie ergibt sich nunmehr aus Â§ 197 a Abs. 1 SGG i.V.m. Â§ 162
Abs. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO), der allerdings auf vor dem 2.
Januar 2002 anhÃ¤ngig gewordene Verfahren nicht anzuwenden ist (Art. 17 Abs. 1
S. 2 6. SGGÃ�ndG). Bei dieser Sachlage kann deshalb nicht davon ausgegangen
werden, dass der Gesetzgeber fÃ¼r die vor dem 2. Januar 2002 anhÃ¤ngig
gewordenen Verfahren die ErstattungsfÃ¤higkeit der Kosten der Beklagten hat
beseitigen wollen.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision bestehen nicht.

Erstellt am: 19.10.2004

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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